
Nr. 12 Amtsblatt vom 20. April 2010 257

12 E 1302AMTSBLATT
DER ERZDIÖZESE FREIBURG

Freiburg im Breisgau, den 20. April 2010

Inhalt: Aufruf der deutschen Bischöfe zur Kollekte für den 2. Ökumenischen Kirchentag 2010 in München. –– Ordnung der Tageseinrichtung
für Kinder. –– Einladung zur Ordentlichen Mitgliederversammlung des Veronikawerkes e. V.

Nr. 282

Aufruf der deutschen Bischöfe zur Kollekte
für den 2. Ökumenischen Kirchentag 2010
in München

„Damit ihr Hoffnung habt“ – so lautet das Leitwort des
2. Ökumenischen Kirchentags, der vom 12. bis zum
16. Mai 2010 in München stattfinden wird. Durch die
frohe Botschaft von der Hoffnung, die in der Aufer-
stehung Jesu Christi wurzelt, soll ein positives Signal
für Kirche und Gesellschaft von München ausgehen.

Wenn sich in München viele Gläubige zu Gespräch und
Gebet, zu Gottesdienst und Feier begegnen, ist dies ein
Zeichen der Hoffnung für unser Land und für unsere
Welt. Der Ökumenische Kirchentag soll ein großes öku-
menisches Fest werden, das deutlich macht, dass über
alle Konfessionsgrenzen hinweg die Gemeinsamkeit im
Glauben stärker und bedeutender ist als das Trennende.
Christen aller Konfessionen haben eine gemeinsame
Sendung für unsere Welt. Der Ökumenische Kirchentag
soll ein klares Zeichen dafür werden, dass wir bereit sind,
Weltverantwortung zu übernehmen und uns dem Dienst
am Nächsten immer wieder neu zu stellen.

Der Ökumenische Kirchentag ist jedoch nicht nur die Sa-
che derer, die persönlich an ihm teilnehmen. Er ist auch
ein Ausdruck der Bereitschaft aller engagierten Christen
zur Mitverantwortung in Kirche und Gesellschaft. Des-
halb sollten auch alle, die nicht nach München kommen
können, die Möglichkeit nutzen, zum Gelingen dieses
großen ökumenischen Ereignisses in Deutschland beizu-
tragen. Ihr Gebet ist dafür ein wichtiger Baustein. Helfen
Sie auch durch eine großzügige Spende mit, dass der
2. Ökumenische Kirchentag ein weithin sichtbares und
spürbares Zeichen unseres christlichen Bekenntnisses
und unseres beherzten Engagements wird auf dem Weg
zur sichtbaren Einheit der Christen, die nur Gottes Geist
uns schenken kann.

Für das Erzbistum Freiburg

Erzbischof

Der Aufruf wurde am 9. April 2010 von der Deutschen
Bischofskonferenz in Bonn verabschiedet und soll am
Sonntag, dem 9. Mai 2010, in allen Gottesdiensten
(einschließlich der Vorabendmesse) in geeigneter Weise
bekannt gegeben werden.

Ebenfalls soll die Kollekte am 9. Mai 2010 in allen
Gottesdiensten (auch am Vorabend) durchgeführt werden.

Das Ergebnis der Kollekte ist ohne Abzug bis spätes-
tens sechs Wochen nach Abhaltung der Kollekte an
den Kath. Darlehensfonds, Kollektenkasse, Landes-
bank Baden-Württemberg, Konto-Nr. 7404040841,
BLZ 600 501 01, zu überweisen.

Nr. 283

Ordnung der Tageseinrichtung für Kinder

Die Konferenz der katholischen und evangelischen Kir-
chenleitungen Baden-Württemberg und ihrer Spitzen-
verbände – Kindergartenfragen – verwendet seit vielen
Jahren eine gemeinsame Ordnung für den Betrieb der
kirchlichen Tageseinrichtungen für Kinder.

Stetig wachsende Anforderungen an die kirchlichen Kin-
dertagesstätten sowie eine rege gesetzgeberische Tätig-
keit sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene haben
in den vergangenen Jahren zu einer großen Zahl von Än-
derungen der Ordnung der Tageseinrichtung für Kinder
geführt.

Die nunmehr gültige Fassung veröffentlichen wir nach-
stehend wie folgt:

Erlass des Ordinariates

Erklärung der Deutschen Bischofskonferenz
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Ordnung der Tageseinrichtung für Kinder

Die Arbeit in unserer Tageseinrichtung für Kinder rich-
tet sich nach der folgenden Ordnung, die Sie mit Ab-
schluss des Aufnahmevertrags anerkennen, und den
geltenden gesetzlichen Bestimmungen mit den hierzu
erlassenen staatlichen und kirchlichen Richtlinien in
ihrer jeweils gültigen Fassung.

Tageseinrichtungen für Kinder sind nach dem Sozial-
gesetzbuch Achtes Buch – Kinder- und Jugendhilfe
(SGB VIII) Kindergärten, Horte und andere Einrich-
tungen. Nach dem Kindertagesbetreuungsgesetz Baden-
Württemberg vom 19. März 2009 werden die Einrich-
tungen bzw. Gruppen nach folgenden Betriebsformen
geführt:

1. Kindergärten
(für Kinder vom vollendeten 3. Lebensjahr bis zum
Schuleintritt)

2. Tageseinrichtungen mit altersgemischten Gruppen
(z. B. für Kinder vom 2. Lebensjahr bis zum Schul-
eintritt oder bis zum 12. Lebensjahr)

3. Einrichtungen mit integrativen Gruppen, in denen
auch Kinder mit Behinderung betreut werden

4. Einrichtungen mit Kleinkindbetreuung (Krippen)

Betriebsformen von Kindergärten, Tageseinrichtungen mit
Altersmischung und integrativen Einrichtungen sind ins-
besondere:

1. Halbtagsgruppen (HT) – (vor- und nachmittags ge-
öffnet)

2. Regelgruppen  (RG) – ( vor- und nachmittags geöffnet)

3. Gruppen mit verlängerter Öffnungszeit (mindestens
mit einer ununterbrochenen täglichen Öffnungszeit
von 6 Std.)

4. Ganztagesgruppen (GT) – (durchgängig ganztägig)

1. Aufnahme

1.1 In die Einrichtung können Kinder vom vollendeten
dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt oder – in
Einrichtungen mit einer erweiterten Altersmischung –
jüngere und ältere Kinder aufgenommen werden,
soweit das notwendige Fachpersonal und Plätze vor-
handen sind.

Für Schulanfänger endet das Betreuungsverhältnis
mit dem letzten Tag der dem Schuleintritt voraus-

gehenden Sommerferien der Einrichtung. Eine Ver-
längerung des Betreuungsverhältnisses kann bis zu
dem Werktag vereinbart werden, welcher dem Tag
vor der Einschulung vorhergeht.

Kinder, die vom Besuch der Grundschule zurück-
gestellt sind, sollen eine Grundschulförderklasse
besuchen. Der weitere Besuch eines vom Schulbe-
such zurückgestellten Kindes bedarf einer neuen
Vereinbarung der Personensorgeberechtigten mit
dem Träger der Einrichtung.

1.2 Kinder, die körperlich, geistig oder seelisch behin-
dert sind, können die Einrichtung besuchen, wenn
ihren besonderen Bedürfnissen innerhalb der Rah-
menbedingungen der Einrichtung Rechnung getra-
gen werden kann.

1.3 Der Träger legt mit den pädagogischen Mitarbeiterin-
nen nach Anhörung des Elternbeirates die Grundsät-
ze über die Aufnahme der Kinder in die Einrichtung
fest.

1.4 Jedes Kind muss vor der Aufnahme in die Einrich-
tung ärztlich untersucht werden. Als ärztliche Unter-
suchung gilt auch die Vorsorgeuntersuchung.

1.5 Die Aufnahme erfolgt nach Vorlage der Bescheini-
gung über die ärztliche Untersuchung und nach Un-
terzeichnung des  Aufnahmevertrages und Aufnahme-
bogens.

1.6 Die Personensorgeberechtigten verpflichten sich,
Änderungen in der Personensorge sowie Änderun-
gen der Anschrift, der privaten und geschäftlichen
Telefonnummern unverzüglich der Leiterin mitzu-
teilen, um bei plötzlicher Krankheit des Kindes oder
anderen Notfällen erreichbar zu sein.

2. Besuch – Öffnungszeiten – Schließungszeiten –
Ferien

2.1 Im Interesse des Kindes und der Gruppe soll die Ein-
richtung regelmäßig besucht werden.

2.2 Fehlt ein Kind voraussichtlich länger als drei Tage,
ist die Gruppenleiterin oder Leiterin zu benachrich-
tigen. Bei Ganztagesbetreuung ist am ersten Fehltag
eine Benachrichtigung erforderlich.

2.3 Die Einrichtung ist in der Regel von Montag bis Frei-
tag mit Ausnahme der gesetzlichen Feiertage, Ferien
der Einrichtung und der zusätzlichen Schließungs-
zeiten (Ziffer 2.7) geöffnet. Änderungen der Öff-
nungszeiten bleiben nach Anhörung des Elternbei-
rates dem Träger vorbehalten.
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2.4 Der Besuch der Einrichtung regelt sich nach der im
Aufnahmevertrag  vereinbarten Betreuungszeit. Eine
Betreuung außerhalb der Betreuungszeit ist durch
das Personal nicht gewährleistet.

2.5 Das Kindergartenjahr beginnt und endet mit Ende
der Sommerferien in der Einrichtung.

2.6 Die Ferien werden vom Träger der Einrichtung nach
Anhörung des Elternbeirates unter Berücksichtigung
der Empfehlung des Trägerverbandes und der kirch-
lichen Aufsichtsbehörde und ggf. in Abstimmung
mit der Kommune festgelegt.

2.7 Zusätzliche Schließungstage können sich für die
Einrichtung oder einzelne Gruppen aus folgenden
Anlässen ergeben: wegen Krankheit, behördlicher
Anordnungen, Verpflichtung zur Fortbildung, Fach-
kräftemangel, betrieblicher Mängel. Die Personensor-
geberechtigten werden hiervon baldmöglichst unter-
richtet.

3. Elternbeitrag

3.1 Für den Besuch der Einrichtung wird ein Eltern-
beitrag ggf. zusätzlich Essensgeld erhoben. Die Bei-
träge sind jeweils im Voraus bis zum 5. des Monats
zu zahlen, eine Änderung des Elternbeitrages/Essen-
geldes bleibt dem Träger vorbehalten.

3.2 Der Elternbeitrag ist eine Beteiligung an den ge-
samten Betriebskosten der Einrichtung und ist des-
halb auch während der Ferien, bei vorübergehender
Schließung (Ziffer 2.7), bei längerem Fehlen des
Kindes und bis zur Wirksamkeit einer Kündigung
zu zahlen.

Für alle Kinder, die die Einrichtung zum Ende des
Kindergartenjahres verlassen, insbesondere Schul-
kinder oder Kinder, die in eine andere Einrichtung
wechseln, ist der Elternbeitrag bis zum Ende des
Monats zu bezahlen, in dem die Sommerferien be-
ginnen. Wurde für Schulanfänger eine Verlängerung
des Betreuungsverhältnisses vereinbart, ist der Eltern-
beitrag bis zum Ende des Monats zu bezahlen, in den
der Werktag fällt, welcher dem Tag der Einschulung
vorausgeht.

3.3 Sollte es Personensorgeberechtigten trotz öffentlicher
Hilfen (Übernahme des Elternbeitrages durch das
Jugendamt/Sozialamt/Bürgermeisteramt gemäß dem
Kinder- und Jugendhilfegesetz/Bundessozialhilfe-
gesetz) nicht möglich sein, die Elternbeiträge zu
leisten, kann der Beitrag in begründeten Fällen vom
Träger ermäßigt werden.

4. Aufsicht

4.1 Die pädagogisch tätigen Mitarbeiterinnen sind wäh-
rend der vereinbarten Betreuungszeit der Einrichtung
für die ihnen anvertrauten Kinder verantwortlich.

4.2 Auf dem Weg zur und von der Einrichtung sind die
Personensorgeberechtigten für ihre Kinder verant-
wortlich.

Insbesondere tragen die Personensorgeberechtigten
Sorge dafür, dass ihr Kind ordnungsgemäß von der
Einrichtung abgeholt wird. Sie entscheiden durch
eine schriftliche Erklärung gegenüber dem Träger,
ob das Kind alleine nach Hause gehen darf. Sollte
das Kind nicht von einem Personensorgeberechtigten
bzw. einer durch diese beauftragten Begleitperson
abgeholt werden, ist eine gesonderte Benachrichti-
gung erforderlich. Leben die personensorgeberech-
tigten Eltern getrennt und hält sich das Kind mit Ein-
willigung des einen Elternteils oder auf Grund einer
gerichtlichen Entscheidung gewöhnlich bei dem an-
deren Elternteil auf, so entscheidet allein der Eltern-
teil, bei dem das Kind lebt.

4.3 Die Aufsichtspflicht der Personensorgeberechtigten
endet in der Regel mit der Übergabe des Kindes in
den Räumen der Einrichtung an die pädagogisch
tätigen Mitarbeiterinnen und beginnt wieder mit
der Übernahme des Kindes in die Obhut eines Per-
sonensorgeberechtigten bzw. einer von diesen mit der
Abholung beauftragten Person. Hat ein Personen-
sorgeberechtigter schriftlich erklärt, dass sein Kind
allein nach Hause oder im Ausnahmefall zu einer
Veranstaltung außerhalb der Einrichtung gehen darf,
beginnt die Aufsichtspflicht der Personensorgebe-
rechtigten in der Regel mit der Entlassung des Kin-
des aus den Räumen der Einrichtung.

Leben die personensorgeberechtigten Eltern getrennt
und hält sich das Kind mit Einwilligung des einen El-
ternteils oder auf Grund einer gerichtlichen Entschei-
dung gewöhnlich bei dem anderen Elternteil auf, so
entscheidet allein der Elternteil, bei dem das Kind lebt.

4.4 Bei gemeinsamen Veranstaltungen (z. B. Feste, Aus-
flüge) sind die Personensorgeberechtigten aufsichts-
pflichtig, sofern vorher keine andere Absprache über
die Wahrnehmung der Aufsicht getroffen wurde.

4.5 Für die Schulkinder erstreckt sich die Aufsichtspflicht
auf die Zeit des Aufenthaltes in der Einrichtung wäh-
rend der Betreuungszeiten. Für den Weg von und zur
Einrichtung sind die Personensorgeberechtigten ver-
antwortlich, ebenso für die Teilnahme an Veranstal-
tungen außerhalb der Einrichtung, die die Kinder mit
dem erklärten Einverständnis der Personensorge-
berechtigten besuchen.
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5. Zusammenarbeit des Trägers mit den Personen-
sorgeberechtigten

5.1   Im Verhältnis von Personensorgeberechtigten können
Konfliktlagen entstehen (z. B. bei Trennung, Schei-
dung etc.). Hiervon kann auch das Betreuungs-
verhältnis betroffen sein. Gerade mit Blick auf das
Wohl des anvertrauten Kindes ist es jedoch für den
Träger unbedingt notwendig, mit seinen Vertrags-
partnern weiter reibungslos zusammenzuarbeiten.

5.2 Die Personensorgeberechtigten verpflichten sich
daher in Konfliktsituationen, die sich auf das Be-
treuungsverhältnis auswirken können (z. B. bei
Getrenntleben), unverzüglich

– selbständig eine Regelung (beispielsweise hin-
sichtlich des Umgangs mit dem Kind im Kinder-
gartenbereich) herbeizuführen und

– den Träger in dem für das Wohl des Kindes und
für die weitere reibungslose Abwicklung des
Betreuungsverhältnisses erforderlichen Umfang
über die Konfliktlage und die diesbezüglich ge-
troffenen Regelungen zu informieren.

5.3 Der Träger bzw. das erzieherische Personal ist ver-
pflichtet, in einer Konfliktsituation unter den Per-
sonensorgeberechtigten auf das Wohl des betreuten
Kindes zu achten und strikte Neutralität zu wahren.

6. Versicherungen

6.1 Nach den derzeitig geltenden gesetzlichen Bestim-
mungen sind Kinder aller Altersgruppen gegen Un-
fall versichert (SGB VII)

– auf dem direkten Weg zur und von der Einrichtung,

– während des Aufenthaltes in der Einrichtung,

– während aller Veranstaltungen der Einrichtung
außerhalb des Grundstückes (Spaziergang, Feste
und dergleichen).

Für Kinder ab dem 7. Lebensjahr wird den Eltern
empfohlen, eine Haftpflichtversicherung abzuschließen.

6.2 Alle Unfälle, die auf dem Wege von und zur Einrich-
tung eintreten und eine ärztliche Behandlung zur Folge
haben, sind der Leiterin unverzüglich zu melden, da-
mit die Schadensregulierung eingeleitet werden kann.

6.3 Für vom Träger der Einrichtung oder von Mitarbei-
terinnen weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ver-
ursachte(n) Verlust, Beschädigung und Verwechslung
der Garderobe und Ausstattung der Kinder wird keine
Haftung übernommen. Dies gilt ebenso für mitge-
brachte Spielsachen, Fahrräder etc.

7. Regelung in Krankheitsfällen

7.1 Für Regelungen in Krankheitsfällen, insbesondere zur
Meldepflicht, zum Besuchsverbot bzw. bei der Wieder-
aufnahme des Kindes in die Einrichtung nach Krank-
heit, ist das Infektionsschutzgesetz (IfSG) maßgebend.

7.2 Über diese Regelungen des IfSG sind die Eltern und
sonstige Sorgeberechtigte gemäß § 34 Abs. 5 Satz 2
IfSG zu belehren. Die Belehrung erfolgt durch die
Kenntnisnahme des Merkblattes.

7.3  Das Infektionsschutzgesetz bestimmt u. a., dass Ihr
Kind nicht in den Kindergarten oder andere Gemein-
schaftseinrichtungen gehen darf, wenn

– es an einer schweren Infektion erkrankt ist, z. B.
Diphtherie, Cholera, Typhus, Tuberkulose und
durch EHEC-Bakterien verursachter Brechdurch-
fall sowie bakterieller Ruhr,

– eine Infektionskrankheit vorliegt, die in Einzel-
fällen schwer und kompliziert verläuft bzw. ver-
laufen kann, dies sind Keuchhusten, Masern,
Mumps, Scharlach, Windpocken, Hirnhautent-
zündung, Meningokokken-Infektion, anstecken-
de Borkenflechte oder Hepatitis,

– es unter Kopflaus- oder Krätzmilbenbefall leidet
und die Behandlung noch nicht abgeschlossen ist,

– es vor Vollendung des 6. Lebensjahres an einer
infektiösen Magen-Darm-Erkrankung erkrankt ist
oder ein entsprechender Verdacht besteht.

7.4 Ausscheider von Cholera-, Diphterie-, EHEC-,
Typhus-, Paratyphus-, und Shigellenruhr-Bakterien
dürfen nur mit Genehmigung und nach Belehrung
des Gesundheitsamtes unter Beachtung der vorge-
schriebenen Schutzmaßnahmen die Räume der Ein-
richtung betreten oder an Veranstaltungen teilnehmen.

7.5  Auch bei unspezifischen fiebrigen Erkältungskrank-
heiten, Erbrechen, Durchfall, Fieber u. Ä. sind die
Kinder zu Hause zu behalten.

7.6  Zur Wiederaufnahme des Kindes kann die Ein-
richtungsleitung eine schriftliche Erklärung des/der
Sorgeberechtigten oder des Arztes verlangen, in der
gemäß § 34 Abs. 1 IfSG bestätigt wird, dass nach
ärztlichem Urteil eine Weiterverbreitung der Krank-
heit oder der Verlausung nicht mehr zu befürchten ist.

7.7 In besonderen Fällen werden ärztlich verordnete
Medikamente, die eine Einnahme in der Einrichtung
während der Betreuungszeit notwendig machen,
nur nach schriftlicher Vereinbarung zwischen Per-
sonensorgeberechtigten und den pädagogisch tätigen
Mitarbeiterinnen verabreicht.
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7.8.  Leben die personensorgeberechtigten Eltern getrennt
und hält sich das Kind mit Einwilligung des einen
Elternteils oder auf Grund einer gerichtlichen Ent-
scheidung gewöhnlich bei dem anderen Elternteil auf,
so entscheidet allein der, bei dem das Kind lebt.

8.     Elternbeirat

Die Personensorgeberechtigten werden durch einen
jährlich zu wählenden Elternbeirat an der Arbeit der
Einrichtung beteiligt.

9. Kündigung

9.1 Die Personensorgeberechtigten können das Vertrags-
verhältnis im Laufe des Kindergartenjahres ordent-
lich mit einer Frist von vier Wochen zum Monats-
ende schriftlich kündigen. Diese Kündigung muss
auch erfolgen, wenn das Kind während des Kin-
dergartenjahres in die Schule eintritt.

Die ordentliche Kündigung zum Ende des Monats,
der dem Monat vorausgeht, in dem die Kindergarten-
ferien beginnen, ist ausgeschlossen.

9.2 Einer Kündigung bedarf es nicht, wenn das Kind in
den Fällen von Ziffer 1.1 in die Schule überwechselt.

9.3 Der Träger der Einrichtung kann das Vertragsver-
hältnis ordentlich mit einer Frist von vier Wochen
zum Monatsende unter Angabe des Grundes schrift-
lich kündigen. Kündigungsgründe können u. a. sein:

(a) das unentschuldigte Fehlen eines Kindes über
einen zusammenhängenden Zeitraum von mehr
als vier Wochen,

(b) die wiederholte Nichtbeachtung der in dieser
Ordnung aufgeführten Pflichten der Personen-
sorgeberechtigten trotz schriftlicher Abmahnung,

(c) ein Zahlungsrückstand des Elternbeitrages über
drei Monate trotz schriftlicher Mahnung,

(d) nicht ausgeräumte erhebliche Auffassungsunter-
schiede zwischen Personensorgeberechtigten
und der Einrichtung über das Erziehungskonzept
und/oder eine dem Kind angemessene Förderung
trotz eines vom Träger anberaumten Einigungs-
gespräches,

(e) die Nichtbeachtung der unter Ziffer 5 dieser Ord-
nung aufgeführten Pflichten der Personensorge-
berechtigten trotz eines von Träger anberaum-
ten Einigungsgespräches.

Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grunde
(außerordentliche Kündigung) bleibt hiervon unbe-
rührt.

10. Datenschutz

10.1 Personenbezogene Angaben, die im Zusammen-
hang mit der Erziehung, Bildung und Betreuung des
Kindes in der Einrichtung erhoben oder verwendet
werden, unterliegen den Bestimmungen des Daten-
schutzes. Der Träger gewährleistet die Einhaltung
der datenschutzrechtlichen Vorgaben.

10.2 Eine Datenübermittlung an Personen oder Stellen
außerhalb der Einrichtung ist nur zulässig, wenn eine
gesetzliche Übermittlungsbefugnis oder eine schrift-
liche und zweckbestimmte Einwilligungserklärung
der Personensorgeberechtigten vorliegt.

10.3 Die Erfassung von Daten zur Erstellung der Bildungs-
und Entwicklungsdokumentation setzt das Einver-
ständnis der Personensorgeberechtigten voraus. Die
Einwilligung ist schriftlich abzugeben.

10.4 Eine Veröffentlichung von Fotos des Kindes in
Druckmedien und/oder im Internet erfolgt vorbehalt-
lich der schriftlichen Einwilligung durch die Per-
sonensorgeberechtigten.

11. Verbindlichkeit der Ordnung der Tageseinrich-
tung für Kinder

Die Anwendung der Ordnung der Tageseinrichtung für
Kinder durch die Kirchengemeinden ist verbindlich. Än-
derungen oder Abweichungen bedürfen der ausdrückli-
chen schriftlichen Genehmigung des Erzbischöflichen
Ordinariates.

Ergänzende Hinweise zur „Ordnung der Tageseinrich-
tung für Kinder“

1.) Die Anwendung der Ordnung der Tageseinrichtung
für Kinder durch die Kirchengemeinden ist verbind-
lich. Änderungen oder Abweichungen sind nur aus-
nahmsweise möglich und bedürfen der ausdrücklichen
schriftlichen Genehmigung des Erzbischöflichen
Ordinariates.

2.) Die Ordnung der Tageseinrichtung für Kinder erlangt
im Verhältnis zu den Personensorgeberechtigten nur
dadurch rechtliche Wirkung, dass ihr Text anlässlich
der Aufnahme eines Kindes den Personensorgebe-
rechtigten ausgehändigt und von diesen durch Un-
terschrift auf den Aufnahmevertrag als verbindlich
anerkannt wird. Regelmäßig wird dies dadurch si-
chergestellt, dass Aufnahmevertrag sowie Ordnung
der Tageseinrichtung für Kinder etc. in dem soge-
nannten Aufnahmeheft zusammen gefasst sind. Dieses
wird durch den Caritasverband für die Erzdiözese
Freiburg e. V. herausgegeben und kann von dort aus
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über das Referat Tageseinrichtungen für Kinder,  Alois-
Eckert-Str. 6, 79111 Freiburg i. Br., bezogen werden.

Es ist nicht zulässig, dass die Personensorgeberech-
tigten anlässlich der Unterschrift unter den Aufnah-
mevertrag einzelne Bestimmungen nicht anerkennen.
In diesem Fall kommt ein Vertrag nicht zustande.

Den Kindergartenträgern wird empfohlen, rechtsver-
bindliche Zusagen über die Zuteilung von Kindergar-
tenplätzen erst bei Unterschrift der Personensorge-
berechtigten unter den Aufnahmevertrag zu geben. Im
Zeitraum zwischen der Anmeldung des Kindes und
dem Abschluss des Aufnahmevertrages kommt ledig-
lich eine Mitteilung über eine unter Vorbehalt erteilte
Vormerkung in Betracht. Auf die Notwendigkeit der
Schriftform wird ausdrücklich hingewiesen.

Nr. 284

Einladung zur Ordentlichen Mitgliederver-
sammlung des Veronikawerkes e. V.

Die Mitglieder des Veronikawerkes e.  V. und alle Pfarr-
haushälterinnen der Erzdiözese Freiburg werden hiermit
eingeladen zur Teilnahme an der Ordentlichen Mitglieder-
versammlung (mit Besichtigung der Münsterbauhütte)
am Mittwoch, 27. Oktober 2010.

Wir treffen uns um 14:30 Uhr Ecke Schofer-/Konvikt-
straße zur Besichtigung.

Die anschließende Tagung findet im Collegium Borro-
maeum, Schoferstraße 1, 79098 Freiburg, statt.

Vorläufige Tagesordnung:

1) Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

2) Tätigkeits- und Geschäftsbericht über die Jahre 2008
und 2009

3) Vorlage der Rechnungsabschlüsse der Jahre 2008
und 2009

4) Entlastung des Vorstandes

5) Informationen zur Rehaklinik Sankt Marien

6) Anträge von Mitgliedern

7) Verschiedenes

Anträge von Mitgliedern reichen Sie bitte bis spätestens
15. Oktober 2010 an den Vorstand ein, und zwar über die
Geschäftsstelle des Veronikawerkes, Schoferstraße 1,
79098 Freiburg.

Wir bitten die Geistlichen und die Haushälterinnen um
zahlreiche Beteiligung an der Mitgliederversammlung.

Mitteilung


